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Dezernat OB/IV  INFORMATIONSVORLAGE 

Az.    ZUM VERSAND 

Datum: 20.03.2017 Nr. V124/2017  
 
 
Betreff  

 
Nutzung öffentlicher Einrichtungen durch politische Parteien und Wählervereinigungen 
 
 
 
  
Betrifft Antrag / Anfrage: A261/2016 
                                       A040/2017 

Antragsteller/in: ALFA 
                          Freie Wähler - ML 

 

Versand an Öffentlichkeitsstatus 

    
Mitglieder des Gemeinderats     Öffentlich 
 
 
 
Stadtteilbezug: 
  
 
Vorgeschlagene Maßnahme zur Bürgerbeteiligung:                                                                    Nein   
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INFORMATIONSVORLAGE 
 ZUM VERSAND 

       

 Nr. V124/2017  
 

Finanzielle Auswirkungen auf den Haushalt: 

 

a.) Ergebnishaushalt 

1) Einmalige Erträge / Aufwendungen    

 Aufwendungen der Maßnahme    € 

 Erträge der Maßnahme (Zuschüsse usw.)  ./.  € 

 Einmalige Aufwendungen zu Lasten der Stadt    € 

2) Laufende Erträge / Aufwendungen    

 Laufender Betriebs- und Unterhaltungsaufwand nach Fertig-    
 stellung der Baumaßnahme, Inbetriebnahme der Einrichtung    

 bzw. Durchführung der Maßnahme  (einschl. Finanzierungskosten)  € 

 zu erwartende laufende Erträge  ./.  € 

 jährliche Belastung      € 

b.) Finanzhaushalt 
 Auszahlungen aus Investitionstätigkeit (Gesamtkosten der    

 Maßnahme)    € 

 Einzahlungen aus Investitionstätigkeit  ./.  € 

 Finanzierungsmittelbedarf aus Investitionstätigkeit    € 

 
 

 
 
 
 
 
 

Dr. Kurz                                  Quast 
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Sachverhalt 
 
 
 

Stellungnahme zur Anfrage A261/2016 und zum Antrag A040/2017 

 
Mit der Informationsvorlage geht die Stadtverwaltung auf die Fragen ein, nach welchen Kriterien 

städtische Räumlichkeiten an Parteien und Wählervereinigungen vergeben werden.  

 

Nach § 10 Abs. 2 Satz 2 Gemeindeordnung für Baden-Württemberg sind die Einwohner im Rah-

men des geltenden Rechts berechtigt, die öffentlichen Einrichtungen der Gemeinde nach gleichen 

Grundsätzen zu benutzen. Für das Vorliegen einer kommunalen öffentlichen Einrichtung sind die 

Rechtsform und die organisatorische Einordnung in die Gemeindeverwaltung unerheblich. Maß-

geblich ist, dass die Gemeinde ausreichenden Einfluss auf die Vergabe der Räumlichkeiten hat.  

 

Der Nutzungsanspruch gilt auch für die politischen Parteien und Wählervereinigungen, davon sind 

grundsätzlich die örtlichen Gruppierungen von Parteien umfasst. Bei Parteien, die über keinen 

ortsansässigen Gebietsverband verfügen, ergibt sich der Zulassungsanspruch aus § 5 Abs. 1 Par-

teiengesetz i.V.m. Artikel 3 Abs. 1 und Artikel 21 Grundgesetz, wenn eine entsprechende Verga-

bepraxis vorliegt. 

 

Der Zulassungsanspruch einer politischen Partei zu einer bestimmten Einrichtung setzt voraus, 

dass diese Einrichtung von der Gemeinde für öffentliche Zwecke gewidmet worden ist. Die Wid-

mung dient als Zweckbestimmung der öffentlichen Einrichtung und beschränkt das Nutzungsrecht 

auf den mit ihr verbindlich vorgegebenen Nutzungsrahmen. Die Gemeinde hat hier einen weiten 

Gestaltungsspielraum und kann eine Nutzung der Einrichtung für Parteiveranstaltungen durchaus 

generell ausschließen. Eine nachträgliche Änderung der Widmung – auch durch konkludentes 

Verhalten – ist grundsätzlich zulässig.  

 

Eine Ausnahme bildet die Überlassung städtischer Räume in der Vorwahlzeit (Neutralitätspflicht). 

Bei städtischen Sälen und Räumen sind die „Überlassungsbedingungen und Mietpreisordnung für 

die Benutzung städtischer Säle und Räume vom 01.05.2002“ zu beachten.  

 

Aufgrund der Anträge erfolgte eine Abfrage bei allen Dienststellen, inwieweit Räumlichkeiten für 

Parteiveranstaltungen gewidmet sind.   

 

Die Abfrage ergab, dass folgende Dienststellen Räumlichkeiten für Veranstaltungen von politi-

schen Parteien und Wählervereinigungen gewidmet haben (Anmerkungen oder Konkretisierungen 

sind in Klammer gesetzt): Rhein-Neckar-Verkehr-GmbH (Kulturtram), MWS Projektentwicklungs-

gesellschaft mbH, mg:mannheimer gründungszentren gmbh, Stadtpark Mannheim gGmbH, Stadt-

park Mannheim Wirtschaftsbetriebs-GmbH, Duojingyuan-Teehaus GmbH, Alte Feuerwache Mann-
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heim gGmbH, Planetarium Mannheim gGmbH, Mannheimer Abendakademie und Volkshochschule 

GmbH, Abendschulen Mannheim GmbH, m:con-mannheim:congress GmbH, Eigenbetrieb Natio-

naltheater Mannheim, Eigenbetrieb Reiss-Engelhorn-Museen (Florian-Waldeck-Saal), Eigenbetrieb 

Stadtentwässerung Mannheim, Fachbereich Bildung (Eberhard-Gothein-Schule, Justus-von-

Liebig-Schule, Integrierte Gesamtschule Mannheim-Herzogenried), Fachbereich Sport und Frei-

zeit. 

 

Die Geschäftsführung der Stadtpark Mannheim gemeinnützigen GmbH (STG) hat Ende 2014 ent-

schieden, zukünftig auf die Vermietung von Räumlichkeiten in den Mannheimer Stadtparks  an 

politische Parteien und Akteure grundsätzlich zu verzichten, da Sicherheitsvorkehrungen für Par-

teiveranstaltungen zu Beeinträchtigungen des Regelbetriebes der Stadtparks führen können. Nach 

dieser Grundsatzentscheidung erfolgten Raumüberlassungen dieser Art in den Mannheimer Stadt-

parks zweimal im Pachtobjekt "Greengarden" direkt  durch den Pächter ohne Billigung der STG, so 

die Aschermittwochsveranstaltung im Februar 2016 der Freien Wähler - ML und eine CDU-

Veranstaltung zum Thema BUGA. Die Geschäftsleitung der STG bereitet aus den genannten 

Gründen die formale Entwidmung aller Veranstaltungsräume in den Parks (auch in den von ihr 

verpachteten Gastronomiebetrieben) vor. 

 

Folgende Dienststellen haben im Rahmen der Abfrage angegeben, keine gewidmete Räumlichkei-

ten für Veranstaltungen von politischen Parteien und Wählervereinigungen anzubieten: MVV 

GmbH, MVV Verkehr GmbH, ABG Abfallbeseitigungsgesellschaft mbH, Mannheimer Parkhausbe-

triebe GmbH, Rheinfähre Altrip GmbH, ServiceHaus Service-GmbH für modernes Wohnen und 

Leben, Chance Bürgerservice Mannheim GmbH, Gemeinnützige Gesellschaft, Klimaschutzagentur 

Mannheim gemeinnützige GmbH, Beteiligungsfonds Wirtschaftsförderung Mannheim GmbH, 

Stadtmarketing Mannheim GmbH, Klinikum Mannheim GmbH Universitätsklinikum, Klinikum 

Mannheim Dienstleistungsgesellschaft mbH, Altenpflegeheime Mannheim GmbH, Arbeitstherapeu-

tische Werkstätte Mannheim gGmbH, FnF Mannheimer Gesellschaft zur Förderung von Arbeits-

plätzen GmbH, Studien-Institut Rhein-Neckar gGmbH, Popakademie Baden-Württemberg GmbH, 

Schweißtechnische Lehr- und Versuchsanstalt GmbH, Stadt Mannheim Beteiligungsgesellschaft 

mbH, Fleischversorgungszentrum Mannheim GmbH, Grossmarkt Mannheim GmbH, Event & Pro-

motion Mannheim GmbH, Eigenbetrieb Abfallwirtschaft Mannheim, Eigenbetrieb Friedhöfe Mann-

heim, Eigenbetrieb Kunsthalle Mannheim, Städtisches Leihamt Mannheim, Fachbereich Bürger-

dienste, Fachbereich Gesundheit, Fachbereiche Tageseinrichtungen für Kinder, Fachbereich Bau-

recht und Denkmalschutz, Fachbereich Tiefbau, Fachbereich Wirtschafts- und Strukturförderung,  

 

Neben den Räumen in städtischen öffentlichen Einrichtungen, die für Parteiveranstaltungen ge-

widmet sind, stehen den im Gemeinderat vertretenen Fraktionen und Gruppierungen auch die Sit-

zungsräume im Stadthaus N 1 für die Gemeinderatsarbeit zur Verfügung.  

 

Die Vergabe von Räumlichkeiten erfolgt im Regelfall unabhängig davon, welche Themen behan-
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delt werden. Eine Ausnahme ist die MWS Projektentwicklungsgesellschaft mbH, für die bei einer 

Vermietung thematisch ein Konversions-/Wohnbaubezug vorausgesetzt wird. Sollten Themen oder 

Referenten jedoch gegen die vom Mannheimer Gemeinderat verabschiedete „Mannheimer Erklä-

rung für ein Zusammenleben in Vielfalt“ (bspw. wenn Referenten der Identitären Bewegung oder 

Vertreter der Ideologie des Ethno-Zentrismus eingeladen werden) sein, behält es sich die Stadt-

verwaltung jederzeit vor, gegebene Raumzusagen zurückzunehmen. 

 

Unklarheiten herrschte zum Teil bei der Frage, wie die Raumvergabe bei den Bürgerhäusern er-

folgt. In den Stadtteilen gibt es aktuell insgesamt zwölf Bürger- und Kulturhäuser, die privaten Ver-

einen zur Bewirtschaftung überlassen worden sind. Sinn und Zweck der Bürgerhäuser ist im We-

sentlichen, den örtlichen Vereinen und der Bürgerschaft im Stadtteil entsprechende Räumlichkei-

ten zu angemessenen Konditionen zur Verfügung zu stellen. Dies ist grundsätzlich auch so ver-

traglich vereinbart. Die Gebäude werden mittels Überlassungsvertrag als „Bürgerhaus“ in der Re-

gel mietzinsfrei an Trägervereine, in denen sich ein möglichst breites Spektrum des örtlichen Ver-

einslebens widerspiegeln soll, abgegeben. Die Nutzung der Räume bzw. deren Überlassung an 

Dritte obliegt den Trägervereinen in eigener Verantwortung, selbständig und ohne städtische Ein-

flussnahme. Die Trägervereine stellen den Vertragsgegenstand vornehmlich für kulturelle und ge-

sellige Veranstaltungen sowie Versammlungen zur Verfügung. Hierbei ist das Bürgerhaus insbe-

sondere den Belangen der Vereine und Organisationen in dem jeweiligen Stadtteil nutzbar zu ma-

chen. Auch Parteien können Mitglieder der örtlichen Trägervereine sein und als solche einen Zu-

gang zu den Räumlichkeiten erhalten. 

 

Die Überlassungsbedingungen an Dritte sind inhaltlich mit dem zuständigen Fachbereich Bau- und 

Immobilienmanagement abzustimmen und haben sich an die Regelungen der Überlassungsbedin-

gungen und Mietpreisordnung für die Benutzung städtischer Säle und Räume anzulehnen. 

  

Zusammengefasst treffen die Trägervereine die Entscheidung über die Vergabe der Räume an 

Dritte in Anlehnung an die städtischen Überlassungsbedingungen selbständig. Um Parteien oder 

Wählervereinigungen den gleichberechtigten Zugang zu ermöglichen, müssten die Überlassungs-

verträge entsprechend angepasst werden.  

 

Folgende Bürgerhäuser werden betrieben: 

 

1. Kulturhaus Käfertal - Interessengemeinschaft Käfertäler Vereine e.V.  

Regelungen, die mit der IG vertraglich vereinbart wurden: "Die IG verpflichtet sich, das Kul-

turhaus insbesondere den Belangen der Vereine und Organisationen in dem Stadtteil 

Mannheim-Käfertal nutzbar zu machen. (..) Die Vertragssache wird von der IG vornehmlich 

für kulturelle und gesellige Veranstaltungen sowie Versammlungen ihrer Vereine und Or-

ganisationen zur Verfügung gestellt." 

Vertragliche Vereinbarung der IG mit den dortigen Nutzern: „5.2 Der ‚Mannheimer Erklä-
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rung“ zum Geist der Offenheit, der Toleranz und der Verständigung sehen wir uns im Rah-

men des Überlassungsvertrages verpflichtet.‘" 

2. Bürgerhaus Schwetzingerstadt Oststadt - Trafohaus e.V. (keine vertragliche Regelung) 

3. Mehrzweckhalle Lilli-Gräber-Halle Friedrichsfeld-Seckenheim – Interessengemeinschaft 

Friedrichsfelder Vereine e.V. 

Regelungen, die mit der Stadt vertraglich vereinbart wurden: "Die IG verpflichtet sich, den 

Vertragsgegenstand insbesondere den Belangen der Friedrichsfelder Vereine und Organi-

sationen nutzbar zu machen. (…) Der Vertragsgegenstand wird von der IG vornehmlich für 

kulturelle und gesellige Veranstaltungen sowie Versammlungen der Vereine und Organisa-

tionen zur Verfügung gestellt." 

4. Kulturhalle Feudenheim - Bürgergemeinschaft Mannheim Feudenheim e.V. 

Vereinbarte Regelung: "Der Verein verpflichtet sich, den Mehrzweckbereich insbesondere 

den Belangen der Vereine und Organisationen in dem Stadtteil Mannheim-Feudenheim 

nutzbar zu machen. (…) Die Vertragssache wird von dem Verein vornehmlich für kulturelle 

und gesellige Veranstaltungen sowie Versammlungen zur Verfügung gestellt." 

5. Nachbarschaftshaus Rheinau - Freier Trägerverein Mannheim-Rheinau e.V. 

Im März 2014 wurde aufgrund eines Anliegens für die Rheinau von Bündnis 90 / Die Grü-

nen der große Saal angemietet. Dieses war eine Ausnahme, da es sich um ein Bürgerbe-

gehren gehandelt hat. Vertraglich vereinbart wurde mit der Stadt: "Der Vertragsgegenstand 

wird dem Trägerverein vornehmlich für kulturelle und gesellige Veranstaltungen sowie Ver-

sammlungen der Vereine und Organisationen zur Verfügung gestellt. Der Trägerverein ist 

verpflichtet, den Vertragsgegenstand insbesondere den Belangen der Vereine und Organi-

sationen in RHEINAU nutzbar zu machen." 

6. Bürgerhaus Neckarstadt - Verein Bürgerhaus Neckarstadt-West e.V. 

Vertraglich mit der Stadt wurde vereinbart: "Der Trägerverein verpflichtet sich, den bürger-

schaftlichen Teil, insbesondere den Belangen der Neckarstädter Vereine und Organisatio-

nen dienstbar zu machen. (...) Die Vertragssache wird von dem Trägerverein vornehmlich 

für kulturelle und gesellige Veranstaltungen sowie Versammlungen der Vereine und Orga-

nisationen zur Verfügung gestellt." 

7. Bürgerhaus Sandhofen – Sport- und Kulturverein Sandhofen e.V. (SKV) 

Vertraglich wurde mit der Stadt vereinbart: "Der Verein stellt den Vertragsgegenstand (Bür-

gerhaus) vornehmlich für kulturelle und gesellige Veranstaltungen sowie Versammlungen 

zur Verfügung." Der Bürgerverein hat im Zuge der Abfrage erklärt, dass Raumüberlassun-

gen für Parteien zukünftig denkbar sind. 

8. Bürgersaal Vogelstang - Trägerverein Bürgersaal Vogelstang e.V. 

Vertraglich wurde mit der Stadt vereinbart: "Der Trägerverein verpflichtet sich,  

den bürgerschaftlichen Teil, insbesondere den Belangen der Vereine und Organisationen in 

dem Stadtteil Vogelstang nutzbar zu machen. (…) Die Vertragssache wird von dem Trä-

gerverein vornehmlich für kulturelle und gesellige Veranstaltungen sowie Versammlungen 

der Vereine und Organisationen zur Verfügung gestellt." 
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9. Volkshaus Neckarau - Verein Volkshaus Neckarau e.V. 

Mit der Stadt wurde vertraglich vereinbart: "Der Verein Volkshaus Neckarau e.V. wird die 

Räume in angemessenem Verhältnis für sportliche, kulturelle und gesellige Veranstaltun-

gen bzw. Versammlungen den im Verein Volkshaus Neckarau e.V. zusammengeschlosse-

nen Vereinen zur Verfügung stellen." 

10. Kulturhaus Waldhof - Kulturverein Mannheim Waldhof e.V. 

Mit der Stadt wurde vertraglich vereinbart: "Der Kulturverein verpflichtet sich, den Vertrags-

gegenstand vorrangig den Belangen seiner Vereine und Organisationen in den Stadtteilen 

Waldhof, Luzenberg und Gartenstadt nutzbar zu machen. (…) Die Vertragssache wird von 

dem Kulturverein vornehmlich für kulturelle und gesellige Veranstaltungen sowie Versamm-

lungen seiner Vereine und Organisationen zur Verfügung gestellt." 

11. Turnhalle Plus X - Gemeinschaftszentrum Jungbusch e.V., Werftstr. 10 

Mit der Stadt wurde vertraglich vereinbart: "Der Verein stellt den Vertragsgegenstand  

vornehmlich für kulturelle und gesellige Veranstaltungen sowie Versammlungen zur Verfü-

gung. Hierbei ist der Vertragsgegenstand insbesondere den Belangen der Vereine und Or-

ganisationen in dem Stadtteil Jungbusch nutzbar zu machen." 

12. Freizeitstätte Vogelstang – Gemeinnütziger Bürgerverein Vogelstang e.V. 

Mit der Stadt wurde vertraglich vereinbart: “Der Verein stellt den Vertragsgegenstand (Frei-

zeitstätte) vornehmlich für kulturelle und gesellige Veranstaltungen sowie für Versammlun-

gen zur Verfügung. Hierbei ist die Freizeitstätte insbesondere den Belangen der Vereine 

und Organisationen im Stadtteil Mannheim-Vogelstang nutzbar zu machen.“ 

 

Zudem sind an folgende Vereine für Veranstaltungen geeignete Räume vermietet: 

Gemeinschaftszentrum Jungbusch e.V, Jungbuschstr. 19, Diakonisches Werk Mannheim (Jugend-

treff Sandhofen, Jugendtreff Wallstadt), IG Wallstadter Vereine e.V. (Rathaus Wallstadt), TSG 

Seckenheim e.V. (Schloss), Narrengilde Die Pilwe e.V., Verein Geschichte Alt-Neckarau e.V. (Mu-

seum), Theater TrennT/TIG7, Begegnungsstätte Westliche Unterstadt e.V., Trägerverein Jugend-

zentrum in Selbstverwaltung, Stadtjugendring e.V. (Forum der Jugend), Cinema Quadrat e.V., DJK 

Mannheim e.V. (Turnhalle), Turnverein Friedrichsfeld e.V. (Sporthalle). 

 

Die Vergabe der Räumlichkeiten erfolgt durch die Vereine eigenverantwortlich. 
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